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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 RJ 301/05 B 

 

 

 
…………………………………….., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ...................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Westfalen, 
Gartenstraße 194, 48147 Münster, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Februar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2005 wird als  

unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 16. November 2005 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen 

(LSG) einen Anspruch des Klägers auf Vergabe einer neuen Versicherungsnummer unter 

Berücksichtigung eines früheren Geburtsdatums verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen von 

Verfahrensfehlern sowie die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache.  

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt den gesetzlichen Anforde-

rungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) genannten 

Zulassungsgründe ordnungsgemäß bezeichnet worden ist.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargelegt werden 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung der Entscheidung 

besteht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Amtsaufklärungspflicht) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung ua einen für das Revisionsgericht ohne 

weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. Hieran mangelt 

es vorliegend. Der Kläger rügt allein, das Gericht habe sich mit "den Beweisanträgen" des 

Klägers nicht auseinander gesetzt; wo und bei welcher Gelegenheit er Beweisanträge gestellt 

haben will und welchen Inhalts diese gewesen sein sollen, trägt er jedoch nicht vor. Damit 

versetzt er den erkennenden Senat nicht in die Lage, das behauptete Übergehen eines 

prozessordnungsgemäßen Beweisantrags festzustellen. 

 

Soweit der Kläger den Rechtsstreit für grundsätzlich bedeutsam hält, erfüllt die Beschwerde-

begründung vom 24. Januar 2006 die Zulässigkeitsvoraussetzungen ebenfalls nicht. 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 
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Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche Fragen sich stellen, 

dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen 

aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss ein Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) Eine konkrete Rechtsfrage, (2) 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der 

von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung). Diesen Anforderungen wird 

die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Für den Kläger ergibt sich die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache daraus, dass er auf-

grund der fortgeschrittenen medizinischen Erkenntnisse § 33a des Ersten Buches 

Sozialgesetzbuch für verfassungswidrig hält. Selbst wenn er mit diesem Vortrag eine 

Rechtsfrage konkret bezeichnet haben sollte, mangelt es an jeglichem Vorbringen zur 

Klärungsbedürftigkeit, also dazu, ob die Rechtsfrage in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

bereits geklärt ist. Dies ist anhand der Rechtsprechung nicht nur des 

Bundesverfassungsgerichts, sondern auch des BSG im Einzelnen darzulegen (BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34; s hier zB BSG SozR 4-1200 § 33a Nr 2 RdNr 13 ff mwN).  

 

Die Verwerfung der nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde erfolgt 

gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch Beschluss ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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